
Abänderungsantrag 
 
 
der Abgeordneten Dkfm. Dr. Günter Stummvoll, Jan Krainer 
Kolleginnen und Kollegen 
 

zur Regierungsvorlage betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Glücksspielgesetz und das 
Finanzausgleichsgesetz 2008 geändert werden – Glücksspielgesetz-Novelle 2010 (GSpG-Novelle 2010), 
(657 der Beilagen) 

Der Finanzausschuss wolle beschließen: 

Die Regierungsvorlage (657 der Beilagen) des Bundesgesetzes, mit dem das Glücksspielgesetz und 
das Finanzausgleichsgesetz 2008 geändert werden – Glücksspielgesetz-Novelle 2010 (GSpG-
Novelle 2010), wird wie folgt geändert: 

I. Artikel 1 (Änderung des Glücksspielgesetzes) wird wie folgt geändert: 

1. In Z 1 in § 1 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 
„Zur Finanzierung der Arbeit dieser Stelle oder dieses Beirates wird ab 1 Jänner 2011 ein 
Finanzierungsbeitrag von 1 vT der jeweiligen Bemessungsgrundlage nach § 28 sowie nach § 57 Abs. 4 
gemeinsam mit den jeweiligen Abgaben erhoben.“ 

2. In Z 2 in § 2 Abs. 3 werden zusätzlich folgende Sätze angefügt: 
„Im Rahmen des laufenden Betriebs des Datenrechenzentrums kann der Bundesminister für Finanzen 
ferner jederzeit eine technische Überprüfung von Glücksspielautomaten, der auf diesen befindlichen 
Software sowie einer allfälligen zentralen Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines unabhängigen 
technischen Gutachtens über die Einhaltung der glücksspielrechtlichen Bestimmungen verlangen. Mit der 
Errichtung des Datenrechenzentrums und der elektronischen Anbindung sind dem Bundesminister für 
Finanzen die Quellcodes der Spielprogramme der daran anzubindenden Glücksspielautomaten gesondert 
vorab zu hinterlegen.“ 

3. In Z 5 in § 5 lautet Abs. 4 lit. a Z 1: 
 „1. die Einrichtung eines Zutrittssystems, das sicherstellt, dass jeder Besuch des Automatensalons 

nur volljährigen Personen gestattet ist, die ihre Identität durch Vorlage eines amtlichen 
Lichtbildausweises nachgewiesen haben, der den Anforderungen des § 40 Abs. 1 BWG 
entspricht, wobei der Bewilligungsinhaber die Identität des Besuchers und die Daten des 
amtlichen Lichtbildausweises, mit dem diese Identität nachgewiesen wurde, festzuhalten und 
diese Aufzeichnungen mindestens fünf Jahre aufzubewahren hat;“ 

4. In der Z 5 in § 5 wird in Abs. 4 lit. a Z 3 das Wort „Warnsystem“ durch das Wort „Warnsystems“ 
ersetzt. 

5. In der Z 5 in § 5 GSpG wird in Abs. 4 lit. a Z 7 die Wortfolge „von 15 Kilometern“ durch die 
Wortfolge„von 15 Kilometern Luftlinie“ ersetzt. 

6. In der Z 5 in § 5 GSpG wird in Abs. 7 Z 5 zu Beginn die Wortfolge „eine verpflichtende 
aufsichtsbehördliche Standortbewilligung für jeden einzelnen Automatensalon sowie“ eingefügt. 

7. In der Z 5 in § 5 GSpG wird in Abs. 7 Z 6 die Wortfolge „unter sinngemäßer Anwendung des § 23“ 
angefügt. 

8. In der Z 5 in § 5 GSpG wird in Abs. 7 folgende Z 10 eingefügt. 
 „10. eine Parteistellung des Bundesministers für Finanzen in allen Angelegenheiten des § 5.“ 

9. In Z 6 werden in § 12a Abs. 4 zusätzlich folgende Sätze angefügt: 
„Im Rahmen des laufenden Betriebs des Datenrechenzentrums kann der Bundesminister für Finanzen 
ferner jederzeit eine technische Überprüfung von Video Lotterie Terminals, der über diese laufende 
Software sowie deren zentraler Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines unabhängigen technischen 
Gutachtens über die Einhaltung der glücksspielrechtlichen Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung 
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des Datenrechenzentrums und der elektronischen Anbindung sind dem Bundesminister für Finanzen die 
Quellcodes der Spielprogramme der daran anzubindenden Video Lotterie Terminals gesondert vorab zu 
hinterlegen.“ 

10. Nach Z 6 wird folgende Z 6a eingefügt: 

„6a. In § 14 Abs. 4 wird folgende Z 3 eingefügt: 
 „3. eine Höchstzahl bewilligbarer Video Lotterie Terminals im Sinne des § 12a Abs. 2.““ 

11. In der Z 8 lit. d in § 17 Abs. 5 wird die Wortfolge „Der Konzessionär hat bis zum 15. März“ durch die 
Sätze „Bis zum Zeitpunkt der Fälligkeit hat der Konzessionär über die abzuführenden Beträge an 
Konzessionsabgabe dem zuständigen Finanzamt eine Abrechnung vorzulegen. Dieser Abrechnung sind 
Unterlagen anzuschließen, die eine Überprüfung der Wetteinsätze oder Spieleinsätze der Glücksspiele 
während des Abrechnungszeitraumes gewährleisten. Die Abrechnung gilt als Abgabenerklärung. Der 
Konzessionär hat darüber hinaus bis zum 15. März“ ersetzt. 

12. Nach Z 8 wird folgende Z 8a eingefügt: 

„8a. In § 18 Abs. 1 lautet der erste Satz: 
„Jede unmittelbare Verfügung über die Anteile an der Konzessionärsgesellschaft ist während der Dauer 
der Bewilligung an die vorherige Genehmigung des Bundesministers für Finanzen gebunden.““ 

13. Nach Z 10 wird folgende Z 10a eingefügt: 

„10a. § 21 Abs. 9 lautet: 
„(9) Der Konzessionär hat dem Bundesminister für Finanzen für unmittelbar im Spielbetrieb 

eingesetzte Personen, insbesondere Croupiers, eine Ausbildungsordnung vorzulegen.““ 

14. Nach Z 11 wird folgende Z 11a eingefügt: 

„11a. In § 23 wird die Wortfolge „den Voraussetzungen des § 22“ durch die Wortfolge „den 
Voraussetzungen des § 21 Abs. 7“ ersetzt.“ 

15. Nach Z 11a wird folgende Z 11b eingefügt: 

„11b. In § 24 entfällt die Wortfolge „spätestens ab 1. Jänner 1997“.“ 

16. Nach Z 12 wird folgende Z 12a eingefügt: 

„12a. In § 25 Abs. 6 bis 8 und in § 25a wird der Klammerausdruck „(§ 6 SPG)“ durch den 
Klammerausdruck „(Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I 
Nr. 22/2002))“ ersetzt.“ 

17. Nach Z 14 wird folgende Z 14a eingefügt: 

„14a. In § 30 Abs. 1 lautet der erste Satz: 
„Jede unmittelbare Verfügung über die Anteile an der Konzessionärsgesellschaft ist während der Dauer 
der Bewilligung an die vorherige Genehmigung des Bundesministers für Finanzen gebunden.““ 

18. In Z 16 in § 31b Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Dies gilt für andere unmittelbar im Spielbetrieb eingesetzte Personen gleichermaßen.“ 

19. Nach Z 16 wird folgende Z 16a eingefügt: 

„16a. § 40 wird wie folgt geändert: 

„a) In Abs. 2 wird die Wortfolge „Gebühren und Verkehrsteuern“ durch das Wort „Glücksspielabgaben“ 
ersetzt und es entfällt das Wort „örtlich“.“ 

„b) In Abs. 4 wird in Z 1 die Wortfolge „Gebühren (§ 33 TP 17 des Gebührengesetzes 1957)“ durch das 
Wort „Glücksspielabgaben“ ersetzt.““ 
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20. Nach Z 16a wird folgende Z 16b eingefügt: 

„16b. § 46 lautet: 
„§ 46. (1) Zum Zweck der Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 

und des Bewilligungsbescheides durch den Veranstalter kann die Bewilligungsbehörde für Lotterien ohne 
Erwerbszweck eine Aufsicht im Bewilligungsbescheid bestellen. Das Aufsichtsorgan hat über das 
Ergebnis der Überwachung der Bewilligungsbehörde innerhalb eines Monats nach Durchführung der 
Lotterie zu berichten. 

(2) Die Überwachungskosten trägt der Veranstalter. Der Personal- und Sachaufwand der 
Überwachung ist gemäß den Richtlinien zu § 14 Abs. 5 BHG zu bemessen und dem Veranstalter 
innerhalb von drei Monaten nach Durchführung der Lotterie zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen mit 
Bescheid vorzuschreiben.““ 

21. Die Z 17 lautet: 

„17. § 50 wird wie folgt geändert: 

„a) In Abs. 4 wird im zweiten Satz nach der Wortfolge „Behörde nach Abs. 1“ die Wortfolge samt 
Satzzeichen „, dem Amtssachverständigen (§ 1 Abs. 3)“ eingefügt.“ 

„b) Abs. 9 lautet und es entfällt Abs. 10: 
„(9) Der Bundesminister für Finanzen kann den Informationsaustausch sowie die Form der 

Übermittlung der Berichte und Dokumente (Abs. 5 bis 8) mit Verordnung regeln.““ 

22. Die Z 18 lautet: 

„18. In § 51 Abs. 1 entfällt der Halbsatz „von dem sie nur in den Fällen des Abs. 2 entbunden werden 
dürfen“.“ 

23. Nach Z 18 wird folgende Z 18a eingefügt: 

„18a. In § 51 Abs. 2 werden in Z 5 das Wort „sowie“ durch einen Strichpunkt ersetzt, in Z 6 das 
Satzzeichen durch das Wort „sowie“ ersetzt und es wird folgende Z 7 angefügt: 
 „7. in Ermittlungs- und Verwaltungsverfahren nach §§ 52 bis 54.““ 

24. Nach Z 19 wird folgende Z 19a eingefügt: 

„19a. In § 52 Abs. 1 entfällt in Z 5 die Wortfolge „oder § 4 Abs. 2“.“ 

25. In Z 22 in § 57 wird in Abs. 7 der Ausdruck „10 +“ durch den Ausdruck „25 –„ ersetzt. 

26. In Z 24 in § 60 wird in Abs. 25 Z 3 dritter Satz die Wortfolge „Wenn das Bundesgesetzes“ durch die 
Wortfolge „Wenn das Bundesgesetz“ ersetzt. 

27. Die Z 24 (§ 60) wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 24 wird nach der Wortfolge „im Sinne des § 22” die Wortfolge samt Satzzeichen „, längstens 
bis 31.12.2012,” eingefügt. 

b) In Abs. 25 lautet der erste Satz: 
„Nach erfolgter Notifikation im Sinne der RL 98/34/EG (Nr. 2010/228/A) und nach am 16. Juli 2010 
abgelaufener Sperrfirst des Art. 8 RL 98/34/EG treten die Änderungen jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/20xx, am Tag nach Kundmachung dieses Bundesgesetzes, BGBl. I 
Nr. xxx/2010, im Bundesgesetzblatt in Kraft.“ 

c) Nach Abs. 25 wird folgender Abs. 26 eingefügt: 
„(26) Auf Betriebsräumlichkeiten von Konzessionären oder Bewilligungsinhabern nach den §§ 5, 

14, 21 und 22 finden die Nichtraucherschutzbestimmungen für Gastronomiebetriebe unter der 
Voraussetzung Anwendung, dass diese Konzessionäre oder Bewilligungsinhaber oder deren 
Vertragspartner eine aufrechte Gastgewerberechtigung nach § 111 Abs. 1 der Gewerbeordung 1994 
(GewO), BGBl. Nr. 194/1994 in der geltenden Fassung haben und für die betroffenen 
Betriebsräumlichkeiten eine aufrechte Betriebsanlagengenehmigung für die Ausübung dieser 
Gewerbeberechtigung vorliegt.“ 
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28. In Z 24 in § 60 lautet Abs. 25 Z 5: 
 „5. Der Bundesminister für Finanzen wird bis zum Jahr 2014 einen Evaluierungsbericht über die 

Auswirkungen dieses Bundesgesetzes erstellen und dem Nationalrat vorlegen.“ 
 

II. Artikel 2 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2008) wird wie folgt geändert: 

1. In Z 5 in § 22b wird nach der Z 2 folgende Z 2a eingefügt: 
 „2a. Der aliquotierte Garantiebetrag gemäß Z 1 lit. b und c bzw. die aliquotierte Bedarfszuweisung 

gemäß Z 2 lit. c wird unbeschadet der Begrenzung gemäß Z 2 lit. d um die Einnahmen des 
Bundes aus der VLT-Abgabe erhöht, insoweit die Einnahmen aus einem Steuersatz der 
Stammabgabe von über 10 % (§ 57 Abs. 7 GSpG) stammen, jedoch höchstens für die Anzahl der 
Video Lotterie Terminals, um die die Zahl der Glücksspielautomaten, die aufgrund 
landesgesetzlicher Bewilligung gemäß § 4 Abs. 2 GSpG in der Fassung vor der der Änderung mit 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/20xx zugelassen worden sind, gegenüber dem Stand vom 
31. Dezember 2009 gesunken ist.“ 



 5 

Begründung: 
 
Zu Z I. betreffend Art. 1 (Änderung des Glücksspielgesetzes): 
Die vorgenommenen Änderungen betreffen keine technischen Normen im Sinne der EG-
Informationsrichtlinie und sind daher nicht notifikationsrelevant. 
Zu Z 1 (Art. 1 Z 1, § 1 Abs. 4 GSpG): 
Mit der Schaffung eines eigenen zweckbezogenen Finanzierungsbeitrages wird der Arbeit der Stelle zur 
Suchtprävention und Suchtberatung eine gesicherte Finanzierungsquelle verschafft. 
Zu Z 2 und 9 (Art. 1 Z 1 und 6, § 2 Abs. 3 und § 12a Abs. 4 GSpG): 
Der Bundesminister für Finanzen soll zur Sicherstellung der technischen Richtigkeit der übermittelten 
Daten jederzeit eine technische Überprüfung vornehmen können oder dem 
Konzessionär/Bewilligungsinhaber die Vorlage eines technischen Gutachtens auftragen. Über diese 
Bestimmung wäre auch eine Vorab-Zertifizierung von einzelnen Softwareteilen möglich. Die 
Notwendigkeit einer solchen wird aber erst im Zuge der näheren Ausgestaltung der elektronischen 
Anbindung zu klären sein. Die näheren Details der Vorab-Hinterlegung von Quellcodes regelt die 
Verordnung. 
Zu Z 3 (Art. 1 Z 5, § 5 Abs. 4 lit. a Z 1 GSpG): 
Die Textierung wird sprachlich an § 25 Abs. 1 angeglichen. Damit soll klargestellt werden, dass den 
Bestimmungen dasselbe Normenverständnis zu Grunde liegt. 
Zu Z 4, 5, 14, 15, 16, 19, 24 und 26 (Art. 1 Z 5, 11a, 11b, 12a, 16a, 19a und 24, § 5 Abs. 4 lit. a Z 3 
und 7, § 23, § 24, § 25 Abs. 6 bis 8, § 25a, § 40 Abs. 2 und 4, § 52 Abs. 1 Z 5 und § 60 Abs. 25 Z 3 
GSpG): 
Bereinigung von Redaktionsversehen ohne inhaltliche Änderung gegenüber der Regierungsvorlage. 
Zu Z 6 (Art. 1 Z 5, § 5 Abs. 7 Z 5 GSpG): 
Ebenso wie für VLT-Standorte (§ 12a Abs. 2 Satz 2) gilt auch für Automatenalons eine Einzel-
Standortbewilligungspflicht. Bewilligungsbehörde ist dort allerdings die für die Aufsicht zuständige 
Landesbehörde. Die Standortbewilligungspflicht hat sich zuvor nur implizit aus § 5 Abs. 7 Z 5 ergeben. 
Sie ist zur aufsichtsrechtlichen Steuerung und Kontrolle sowie zur Berücksichtigung von 
ordnungspolitischen Erwägungen über den Schutz der Spielteilnehmer bei der Bewilligung einzelner 
Standorte notwendig. 
Zu Z 7 (Art. 1 Z 5, § 5 Abs. 7 Z 6 GSpG): 
Damit soll gewährleistete werden, dass die Landesaufsichtsbehörden ebenfalls über einen 
Sanktionenkatalog verfügen, wie er im GSpG für die Bundeskonzessionäre besteht. Dies ergab sich 
bislang nur implizit aus § 5 Abs. 8. 
Zu Z 8 (Art. 1 Z 5, § 5 Abs. 7 Z 10 GSpG): 
Lediglich redaktionelle Änderung. Die Bestimmung wird von § 50 Abs. 9 in § 5 Abs. 7 Z 10 GSpG 
verschoben. 
Zu Z 10 (Art. 1 Z 6, § 14 Abs. 4 Z 3 GSpG): 
Die Limitierung von Video Lotterie Terminals soll fester Bestandteil der Konzession sein. 
Zu Z 11 (Art. 1 Z 8 lit. d, § 17 Abs. 5 GSpG): 
Es soll klargestellt werden, dass die neue Jahreserklärung die bisherigen einzelnen Monatserklärungen 
nicht ersetzt, sondern diese nur ergänzt. 
Zu Z 13 (Art. 1 Z 10a, § 21 Abs. 9 GspG): 
Die Spielbankleitung trägt die Verantwortung für eine ordnungsgemäße Ausbildung des im Spielbetrieb 
eingesetzten Personals. Mit diesem System hat es in der Vergangenheit keine Probleme gegeben. Um die 
Transparenz und damit auch eine gewisse Qualitätskontrolle zu erhöhen, sollen die Ausbildungspläne 
künftig dem Bundesminister für Finanzen als Aufsichtsbehörde vorgelegt werden. 
Zu Z 20 (Art. 1 Z 16b, § 46 GSpG): 
Eine Aufgabenübertragung durch die Bewilligungsbehörde stützt sich hinkünftig auf die 
organisatorischen Regelungen des § 12 Abs. 3 AVOG 2010. Die gesonderte Regelung im bisherigen § 46 
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Abs. 2 GSpG kann daher entfallen. Im Übrigen wird die Regelung neu strukturiert und an die neue 
Zwischenüberschrift vor § 32 („Lotterien ohne Erwerbszweck“) angepasst. 
Zu Z 21 (Art. 1 Z 17a, § 50 Abs. 4 GSpG): 
Bei der Überwachung von Glücksspielangeboten sollen die Auskunfts- und Mitwirkungspflichten auch 
gegenüber dem beauftragten Amtssachverständigen bestehen. 
Zu Z 22 (Art. 1 Z 18a, § 51 Abs. 2 Z 5 und 7 GspG): 
Bei Verdacht auf unberechtigtes Spielangebot sollen Ermittlungstätigkeiten und Verwaltungsverfahren 
nicht durch ein Berufen auf das Spielgeheimnis behindert werden können. Der Katalog der Ausnahmen 
vom Spielgeheimnis wird daher erweitert. 
Zu Z 27 (Art. 1 Z 24, § 60 Abs. 26 GSpG): 
§ 60 Abs. 26 dient der Rechtssicherheit. 
Zu Z 28 (Art. 1 Z 24, § 60 Abs. 25 Z 5 GSpG): 
Die Evaluierungsbestimmung wird in eine Evaluierungspflicht umgewandelt. Der Evaluierungsbericht 
muss dem Nationalrat vorgelegt werden. 
 
Zu Z II. betreffend Art. 2 (Änderung des Finanzausgleichgesetzes 2008): 
Zu Z 1 (Art. 2 Z 5, § 22b z 2a FAG 2008): 
Für die bisherigen Erlaubnisländer Kärnten, Niederösterreich und Steiermark gilt, dass sowohl der Anteil 
der Länder (Gemeinden) an der Bundesautomaten- und VLT-Abgabe als auch am Garantiebetrag in der 
Übergangszeit eingeschliffen wird, solange die Höchstzahl an neuen Landesbewilligungen nicht vergeben 
wurde. Diese Einschleifregelung ist erforderlich, solange im Land das „alte“ Regime gilt, weil weder eine 
volle Beteiligung der Länder (Gemeinden) an der Bundesautomaten- und VLT-Abgabe (der Bund ist 
umgekehrt nicht an der Vergnügungssteuer auf „alte“ Landesautomaten beteiligt) noch der volle 
Garantiebetrag (der Bund hat keinen Einfluss auf die Höhe der Einnahmen der Länder und Gemeinden 
aus der Vergnügungssteuer) gerechtfertigt sind. Für Wien gilt eine leicht modifizierte, aber grundsätzlich 
gleichartige Regelung. 
Es kann aber auch die Situation eintreten, dass die Anzahl der „alten“ Landesautomaten deshalb 
zurückgeht, weil die neuen VLTs attraktiver sind, ohne dass das Land, insb. weil die neue Höchstzahl für 
Automaten noch nicht unterschritten ist, neue Landesbewilligungen vergeben kann. Bei dieser 
Konstellation ist eine Beteiligung des Landes an der VLT-Abgabe gerechtfertigt. 
Dem § 22b FAG 2008 über die Höhe des Garantiebetrags wird daher eine Bestimmung hinzugefügt, dass 
der eingeschliffene Garantiebetrag wieder erhöht wird, wenn die Anzahl der „alten“ Landesautomaten 
zurückgeht und diesem Rückgang VLTs gegenüberstehen (unabhängig davon, ob es diese VLTs bereits 
jetzt gibt). Die Erhöhung wird mit dem Teil den Einnahmen des Bundes aus der VLT-Abgabe ermittelt, 
der sich aus der Erhöhung der Stammabgabe während der Übergangszeit auf über 10 % der 
Bemessungsgrundlage ergibt (wobei dann, wenn die Zahl der VLTs größer ist als die Zahl der Rückgang 
der „alten“ Automaten, auf einen Durchschnittswert abzustellen sein wird). 
Diese Erhöhung des Garantiebetrags gilt für alle bisherigen Erlaubnisländer, also auch für die 
Sonderregelung für Wien mit dem nur formalen Unterschied, dass nicht der Garantiebetrag, sondern die 
Bedarfszuweisung erhöht wird. 
 


